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Zum Kostenerstattungsanspruch einer privaten Krankenversicherungsgesellschaft gegen 
einen Unfallversicherungsträger. 
Kein Anspruch, wenn bei einem Schülerunfall die Eltern einer Versicherten diese privatärzt-
lich behandeln lassen.  
 
§ 13 Abs. 3 SGB V; §§ 26, 97 SGB VII; §§ 426, 677, 812 (analog) BGB 
 
Urteil des LSG NRW vom 13.03.2019 – L 17 U 461/17 – 
Bestätigung des Urteils des SG Köln vom 19.05.2017 – S 18 U 465/15 –  
 

Die Klägerin, eine private Krankenversicherungsgesellschaft, begehrt die Kostenerstattung 
für die Kosten einer privatärztlichen Behandlung im Rahmen eines Schülerunfalls vom zu-
ständigen UV-Träger. Die bei der Klägerin versicherte Schülerin erlitt am 18.02.2014 beim Snow-
boardfahren mit der Schulklasse einen Unfall, bei dem sie sich einen Kreuzbandanriss zuzog. Aus-
weislich eines Telefonvermerks vom 21.03.2014 erteilte die Beklagte Kostenzusagen für alle D-
Ärzte und Krankenhäuser zur Operation der Versicherten. Der Vater der Schülerin, ein Allgemein-
mediziner, veranlasste, dass seine Tochter in einer Heidelberger Klinik, die nicht zum D-Arztver-
fahren und auch nicht zum Verletzungsartenverfahren zugelassen ist, behandelt wurde. Dies ge-
schah, nachdem er zuvor von der Beklagten darauf hingewiesen worden war, dass er vor einer 
solchen Behandlung zunächst eine Kostenzusage von ihr einholen müsse oder aber die Kosten 
andernfalls selbst zu tragen habe. Eine Kostenzusage erhielt er von der Beklagten nicht. Nach 
Durchführung der Operation und Aufenthalt in der Heidelberger Klinik in der Zeit vom 23.03.-
02.04.2014 reichte die Mutter der Versicherten die privatärztlichen Rechnungen bei der Beklagten 
zur Kostenerstattung ein. Dies lehnte die Beklagte mit Bescheiden vom 23.04.2014 und 
06.05.2014 ab. Keiner dieser Bescheide wurde mit Widerspruch angefochten.  
Die Rechnungen wurden sodann bei der Klägerin eingereicht, welche diese in einer Höhe von 
8.914,69.- € erstattete. 
Die Klägerin machte Ende des Jahres 2014 gegenüber der Beklagten einen Erstattungsanspruch 
geltend, den diese aber nicht erfüllte. 
Ende des Jahres 2015 erhob sie Klage beim SG Köln, die mit Urteil vom 19.05.2017 abgewie-
sen wurde. 
Auch die eingelegte Berufung zum LSG hatte keinen Erfolg. 
Zwar sei vorliegend ein Arbeitsunfall gegeben, aber es bestehe kein Anspruch der Klägerin auf 
Erstattung der Kosten der privatärztlichen Behandlung. 
Hinsichtlich eines denkbaren Kostenerstattungsanspruchs gemäß § 13 Abs. 3 SGB V ana-
log fehle es der Klägerin bereits an der Aktivlegitimation. Ein solcher, wie hier, noch nicht 
festgestellter und bezifferter Anspruch stehe – wenn überhaupt – nur der Versicherten selbst zu. 
Das aus dem Sozialrechtsverhältnis resultierende besondere Schutzbedürfnis des Sozialleistungs-
berechtigten verbiete den Verlust seines Rechts auf Feststellung eines vermeintlichen Kostener-
stattungsanspruchs im Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren durch Abtretung oder gesetzlichen 
Forderungsübergang. 
Ein Anspruch aus öffentlich-rechtlicher Geschäftsführung ohne Auftrag in entsprechender 
Anwendung der §§ 677 ff. BGB scheitere daran, dass die Klägerin kein fremdes, sondern ein 
eigenes Geschäft führte, als sie vertragsgemäß die Zahlungen an ihre Versicherungsnehmerin 
erbrachte. 
Auch ein öffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch analog §§ 812 ff. BGB stehe der Klägerin 
gegen die Beklagte nicht zu. Denn die Klägerin habe keine „Leistung“ an die Beklagte erbracht. 
Hierfür müsse nach der Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 03.04.2014 – B 2 U 21/12 R [UVR 
10/2014, S. 646]; Rz. 24) eine aus objektiven Gründen irrige Annahme einer eigenen Schuld bei 
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der Klägerin vorgelegen haben. Die Ausführungen der Klägerin, wonach die Beklagte die Kosten-
erstattung mit irreführenden und falschen Gründen abgelehnt habe, wodurch es ohne ihr Einschal-
ten zu einer Verzögerung der Heilbehandlung gekommen wäre, sei nicht stichhaltig. 
Denn die Beklagte habe ihre Leistungspflicht nicht dem Grunde nach abgelehnt, sondern 
sogar konkrete Vorschläge gemacht, wo eine Operation zu ihren Lasten hätte vorgenom-
men werden können (BG-Unfallklinik Duisburg, Bergmannsheil Bochum). 
Die Beklagte sei auch nicht verpflichtet, Heilbehandlung durch Privatärzte zu erbringen. Denn im 
Recht der gesetzlichen Unfallversicherung gelte das Sachleistungsprinzip. Nach § 26 Abs. 1 S. 
1 SGB VII hätten Versicherte Anspruch auf Heilbehandlung, die als Dienst- und Sachleistung zur 
Verfügung gestellt werde. Wenn die Versicherte der Klägerin hier privatrechtliche (Behand-
lungs-)Verträge geschlossen habe, so nehme sie gerade keine Sachleistung der Beklagten 
in Anspruch. Das bedeute, dass sich die Versicherte durch den Abschluss eines privat-
rechtlichen (Behandlungs-)Vertrages außerhalb des Systems der GUV begeben habe und 
insoweit nicht bei der Beklagten versichert war. 
Dies schließe zwar nicht aus, dass in Ausnahmen dennoch eine Kostenerstattung erfolgen könne, 
so sehe § 97 SGB VII eine Kostenerstattung für im Ausland erbrachte Leistungen vor, und auch 
der bereits erwähnte § 13 Abs. 3 SGB V sehe eine solche vor. Die tatbestandlichen Voraussetzun-
gen beider Normen seien aber hier nicht erfüllt. 
Schließlich könne der Kostenerstattungsanspruch auch nicht aus einem Ausgleich in einem Ge-
samtschuldverhältnis i.S.d. § 421 BGB hergeleitet werden. Denn Klägerin und Beklagte schul-
deten – wie oben dargelegt – nicht „eine Leistung“, so dass es bereits an dieser Grundvorausset-
zung fehle. 
Hinweis: Siehe in diesem Zusammenhang auch das Urteil des BSG vom 03.04.2014 – B 2 U 
21/12 R – [UVR 10/2014, S. 646], in dem das Gericht einen Erstattungsanspruch zuerkannt hatte. 

 
Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen hat mit Urteil vom 13.03.2019 – S 17 U 461/17 –  
wie folgt entschieden: 
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